Gesetz liber den Schutz des Arbeitsplatzes bei Einberufung zum Wehrdienst
(Arbeitsplatzschutzgesetz - ArbPISchG)
vom 16. Juli 2009 (BGBI. | S. 2055),
zuletzt geandert durch Artikel 2 Abs. 9 des Gesetzes vom 30. Marz 2021 (BGBI. | S. 402)

Abschnitt 1
Grundwehrdienst und Wehriibungen

§ 1 Ruhen des Arbeitsverhaltnisses
(1) Wird ein Arbeithehmer zum Grundwehrdienst oder zu einer Wehribung einberufen, so ruht
das Arbeitsverhaltnis wahrend des Wehrdienstes.

(2) Einem Arbeitnehmer im o6ffentlichen Dienst hat der Arbeitgeber wahrend einer Wehriibung
Arbeitsentgelt wie bei einem Erholungsurlaub zu zahlen. Zum Arbeitsentgelt gehéren nicht
besondere Zuwendungen, die mit Rucksicht auf den Erholungsurlaub gewahrt werden. Auf
Antrag erstattet der Bund im Rahmen verfligbarer Haushaltsmittel dem Arbeitgeber fir eine
Wehribung im Kalenderjahr das ausgezahlte, um die gesetzlichen Abzlige geminderte
Arbeitsentgelt (§ 14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) fiir den 15. bis 30. Wehribungstag;
der Antrag ist nur zuldssig, wenn er spatestens einen Monat vor Beginn der Wehribung gestelit
wird. Satz 3 gilt nicht, wenn der Bund selbst Arbeitgeber ist.

(3) Der Arbeitnehmer hat den Einberufungsbescheid unverziiglich seinem Arbeitgeber
vorzulegen.

(4) Ein befristetes Arbeitsverhaltnis wird durch Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu einer
Wehriibung nicht verlangert; das Gleiche gilt, wenn ein Arbeitsverhaltnis aus anderen Griinden
wahrend des Wehrdienstes geendet hatte.

(5) Wird der Einberufungsbescheid zum Grundwehrdienst oder zu einer Wehribung vor
Diensteintritt aufgehoben oder wird der Grundwehrdienst oder die Wehribung vorzeitig beendet
und muss der Arbeitgeber voribergehend fur zwei Personen am gleichen Arbeitsplatz Lohn oder
Gehalt zahlen, so werden ihm die hierdurch ohne sein Verschulden entstandenen
Mehraufwendungen vom Bund auf Antrag erstattet. Der Antrag ist innerhalb von sechs Monaten,
nachdem die Mehraufwendungen entstanden sind, bei der vom Bundesministerium der
Verteidigung bestimmten Stelle zu stellen.

(6) Auf Antrag erstattet der Bund einem Arbeitgeber, der kein Arbeitgeber des o6ffentlichen
Dienstes ist, die zusatzlichen Kosten fir die Einstellung einer Ersatzkraft auf Grund einer
Wehriibung im Kalenderjahr. Die Erstattung erfolgt im Rahmen verfligbarer Haushaltsmittel in
Hoéhe eines Drittels der dem Arbeitnehmer zustehenden Mindestleistung nach § 8 Absatz 1 in
Verbindung mit Anlage 1 des Unterhaltssicherungsgesetzes. Sie erfolgt nur, wenn der
Arbeitgeber nachweist, dass er eine fachlich gleichwertige Ersatzkraft eingestellt hat. Der
Anspruch besteht fir jeden Tag der Wehriibung ab dem 21. Tag, héchstens jedoch fir 30 Tage.
Der Antrag ist nur zulassig, wenn er spatestens einen Monat vor Beginn der Wehrubung gestellt
wird.

§ 2 Kiindigungsschutz fiir Arbeitnehmer, Weiterbeschaftigung nach der Berufsausbildung
(1) Von der Zustellung des Einberufungsbescheides bis zur Beendigung des Grundwehrdienstes
sowie wahrend einer Wehribung darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhaltnis nicht kiindigen.



(2) Im Ubrigen darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhaltnis nicht aus Anlass des Wehrdienstes
kindigen. Muss er aus dringenden betrieblichen Erfordernissen (§ 1 Abs. 2 des
Kindigungsschutzgesetzes) Arbeitnehmer entlassen, so darf er bei der Auswahl der zu
Entlassenden den Wehrdienst eines Arbeitnehmers nicht zu dessen Ungunsten berticksichtigen.
Ist streitig, ob der Arbeitgeber aus Anlass des Wehrdienstes gekiindigt oder bei der Auswahl der
zu Entlassenden den Wehrdienst zu Ungunsten des Arbeitnehmers berlcksichtigt hat, so trifft
die Beweislast den Arbeitgeber.

(3) Das Recht zur Kindigung aus wichtigem Grund bleibt unberihrt. Die Einberufung des
Arbeitnehmers zum Wehrdienst ist kein wichtiger Grund zur Kindigung; dies gilt im Falle des
Grundwehrdienstes von mehr als sechs Monaten nicht fur unverheiratete Arbeitnehmer in
Betrieben mit in der Regel funf oder weniger Arbeithehmern ausschliellich der zu ihrer
Berufsbildung Beschaftigten, wenn dem Arbeitgeber infolge Einstellung einer Ersatzkraft die
Weiterbeschaftigung des Arbeitnehmers nach Entlassung aus dem Wehrdienst nicht zugemutet
werden kann. Bei der Feststellung der Zahl der beschéaftigten Arbeitnehmer nach Satz 2 sind
teilzeitbeschaftigte Arbeithehmer mit einer regelmaRigen wdéchentlichen Arbeitszeit von nicht
mehr als 20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu bericksichtigen. Eine
nach Satz 2 zweiter Halbsatz zulassige Kindigung darf jedoch nur unter Einhaltung einer Frist
von zwei Monaten flir den Zeitpunkt der Entlassung aus dem Wehrdienst ausgesprochen
werden.

(4) Geht dem Arbeitnehmer nach der Zustellung des Einberufungsbescheides oder wahrend des
Wehrdienstes eine Kindigung zu, so beginnt die Frist des § 4 Satz 1 des
Klndigungsschutzgesetzes erst zwei Wochen nach Ende des Wehrdienstes.

(5) Der Ausbildende darf die Ubernahme eines Auszubildenden in ein Arbeitsverhaltnis auf
unbestimmte Zeit nach Beendigung des Berufsausbildungsverhaltnisses nicht aus Anlass des
Wehrdienstes ablehnen. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Der Arbeitgeber darf die
Verlangerung eines befristeten Arbeitsverhaltnisses oder die Ubernahme des Arbeitnehmers in
ein unbefristetes Arbeitsverhaltnis nicht aus Anlass des Wehrdienstes ablehnen.

§ 3 Wohnraum und Sachbeziige )
(1) Das Ruhen des Arbeitsverhaltnisses (§ 1 Abs. 1) lasst eine Verpflichtung zum Uberlassen
von Wohnraum unberihrt.

(2) Fur die Aufldsung eines Mietverhaltnisses Uber Wohnraum, der mit Ricksicht auf das
Arbeitsverhaltnis zur Unterbringung des Arbeitnehmers und seiner Familie Gberlassen ist, darf
die durch den Grundwehrdienst oder eine Wehribung veranlasste Abwesenheit des
Arbeitnehmers nicht zu seinem Nachteil berlcksichtigt werden. Dies gilt entsprechend flr
alleinstehende Arbeithnehmer, die den Wohnraum wéahrend ihrer Abwesenheit aus besonderen
Grunden bendtigen.

(3) Bildet die Uberlassung des Wohnraumes einen Teil des Arbeitsentgelts, so hat der
Arbeitnehmer fir die Weitergewahrung an den Arbeitgeber eine Entschadigung zu zahlen, die
diesem Teil des Arbeitsentgelts entspricht. Ist kein bestimmter Betrag vereinbart, so hat der
Arbeitnehmer eine angemessene Entschadigung zu zahlen.

(4) Sachbeziige sind wahrend des Grundwehrdienstes oder wahrend einer Wehribung auf
Verlangen weiter zu gewahren. Absatz 3 gilt sinngeman.



(5) Die Absatze 3 und 4 finden keine Anwendung, wenn der Arbeitgeber nach diesem Gesetz
das Arbeitsentgelt wahrend des Wehrdienstes weiterzuzahlen hat.

§ 4 Erholungsurlaub

(1) Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub, der dem Arbeitnehmer fir ein Urlaubsjahr aus
dem Arbeitsverhaltnis zusteht, fir jeden vollen Kalendermonat, den der Arbeitnehmer
Wehrdienst leistet, um ein Zwolftel kirzen. Dem Arbeitnehmer ist der ihm zustehende
Erholungsurlaub auf Verlangen vor Beginn des Wehrdienstes zu gewahren.

(2) Hat der Arbeitnehmer den ihm zustehenden Urlaub vor seiner Einberufung nicht oder nicht
vollstandig erhalten, so hat der Arbeitgeber den Resturlaub nach dem Wehrdienst im laufenden
oder im nachsten Urlaubsjahr zu gewahren.

(3) Endet das Arbeitsverhaltnis wahrend des Wehrdienstes oder setzt der Arbeitnehmer im
Anschluss an den Wehrdienst das Arbeitsverhaltnis nicht fort, so hat der Arbeitgeber den noch
nicht gewahrten Urlaub abzugelten.

(4) Hat der Arbeitnehmer vor seiner Einberufung mehr Urlaub erhalten als ihm nach Absatz 1
zustand, so kann der Arbeitgeber den Urlaub, der dem Arbeitnehmer nach seiner Entlassung
aus dem Wehrdienst zusteht, um die zu viel gewahrten Urlaubstage kirzen.

(5) Fur die Zeit des Wehrdienstes richtet sich der Urlaub nach den Urlaubsvorschriften fir
Soldaten.

§ 5 Benachteiligungsverbot
Einem Arbeitnehmer, der Grundwehrdienst leistet oder an einer Wehrlibung teilnimmt, darf in
beruflicher und betrieblicher Hinsicht kein Nachteil entstehen.

§ 6 Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses

(1) Die Zeit des Grundwehrdienstes oder einer Wehribung wird auf die Berufs- und
Betriebszugehdrigkeit angerechnet; bei Auszubildenden und sonstigen in Berufsausbildung
Beschaftigten wird die Wehrdienstzeit auf die Berufszugehdrigkeit jedoch erst nach Abschluss
der Ausbildung angerechnet. Die Zeit des Grundwehrdienstes oder einer Wehrlibung gilt als
Dienst- und Beschaftigungszeit im Sinne der Tarifordnungen und Tarifvertrage des 6ffentlichen
Dienstes.

(2) Auf Probe- und Ausbildungszeiten wird die Zeit des Grundwehrdienstes oder einer
Wehribung nicht angerechnet.

(3) Auf Bewahrungszeiten, die fur die Einstufung in eine héhere Lohn- oder Vergltungsgruppe
vereinbart sind, wird die Zeit des Grundwehrdienstes nicht angerechnet. Wahrend der Zeit, um
die sich die Einstufung in eine héhere Lohn- oder Vergutungsgruppe hierdurch verzdgert, erhalt
der Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber zum Arbeitsentgelt eine Zulage in Hohe des
Unterschiedsbetrages zwischen seinem Arbeitsentgelt und dem Arbeitsentgelt, das ihm bei der
Einstufung in die héhere Lohn- oder Vergltungsgruppe zustehen wirde.



§ 7 Vorschriften fiir in Heimarbeit Beschaftigte
(1) Fdr in Heimarbeit Beschéftigte, die ihren Lebensunterhalt Gberwiegend aus der Heimarbeit
beziehen, gelten die §§ 1 bis 4 sowie § 6 Absatz 1 sinngemal.

(2) Vor und nach dem Wehrdienst dirfen in Heimarbeit Beschaftigte aus Anlass des
Wehrdienstes bei der Ausgabe von Heimarbeit im Vergleich zu den anderen in Heimarbeit
Beschaftigten des gleichen Auftraggebers oder Zwischenmeisters nicht benachteiligt werden;
andernfalls haben sie Anspruch auf das dadurch entgangene Entgelt. Der Berechnung des
entgangenen Entgelts ist das Entgelt zu Grunde zu legen, das der in Heimarbeit Beschaftigte im
Durchschnitt der letzten 52 Wochen vor der Vorlage des Einberufungsbescheides beim
Auftraggeber oder Zwischenmeister erzielt hat.

§ 8 Vorschriften fiir Handelsvertreter
(1) Das Vertragsverhaltnis zwischen einem Handelsvertreter und einem Unternehmer wird durch
Einberufung des Handelsvertreters zum Grundwehrdienst oder zu einer Wehrlibung nicht gelést.

(2) Der Handelsvertreter hat den Einberufungsbescheid unverzuglich den Unternehmern
vorzulegen, mit denen er in einem Vertragsverhaltnis steht.

(3) Ein befristetes Vertragsverhaltnis wird durch Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu
einer Wehrubung nicht verlangert; das Gleiche gilt, wenn ein Vertragsverhaltnis aus anderen
Grinden wahrend des Wehrdienstes geendet hatte.

(4) Der Unternehmer darf das Vertragsverhaltnis aus Anlass der Einberufung des
Handelsvertreters zum Grundwehrdienst oder zu einer Wehrtbung nicht kiindigen.

(5) Ist dem Handelsvertreter ein bestimmter Bezirk oder ein bestimmter Kundenkreis
zugewiesen und kann er wahrend des Grundwehrdienstes oder wahrend einer Wehribung
seine Vertragspflichten nicht in dem notwendigen Umfang erflillen, so kann der Unternehmer
aus diesem Grund erforderliche Aufwendungen von dem Handelsvertreter ersetzt verlangen. Zu
ersetzen sind nur die Aufwendungen, die dem Unternehmer dadurch entstehen, dass er die dem
Handelsvertreter obliegende Tatigkeit selbst austibt oder durch Angestellte oder durch andere
Handelsvertreter ausiiben lasst; soweit der Unternehmer selbst die Tatigkeit austibt, kann er nur
die aufgewendeten Reisekosten ersetzt verlangen. Die Aufwendungen sind nur bis zur Hohe der
Vergutung des Handelsvertreters zu ersetzen; sie kdnnen mit ihr verrechnet werden.

(6) Der Unternehmer ist, auch wenn der Handelsvertreter zum Alleinvertreter bestellt ist,
wahrend des Grundwehrdienstes oder einer Wehribung des Handelsvertreters berechtigt,
selbst oder durch Angestellte oder durch andere Handelsvertreter sich um die Vermittiung oder
den Abschluss von Geschéaften zu bemuhen.

§ 9 Vorschriften fiir Beamte und Richter
(1) Wird ein Beamter zum Grundwehrdienst einberufen, so ist er fir die Dauer des
Grundwehrdienstes ohne Bezlige beurlaubt.

(2) Wird ein Beamter zu einer Wehriibung einberufen, so ist er fir die Dauer der Wehriibung mit
Bezugen beurlaubt. Der Dienstherr hat ihm wahrend dieser Zeit die Bezlige wie bei einem
Erholungsurlaub zu zahlen. Zu den Bezligen gehdren nicht besondere Zuwendungen, die mit
Rucksicht auf den Erholungsurlaub gewahrt werden. Auf Antrag erstattet der Bund im Rahmen
verfugbarer Haushaltsmittel dem Dienstherrn fur eine Wehribung im Kalenderjahr die um die



gesetzlichen Abziige geminderten Beziige fir den 15. bis 30. Wehribungstag; der Antrag ist nur
zulassig, wenn er spatestens einen Monat vor Beginn der Wehribung gestellt wird. Satz 3 gilt
nicht fur Dienstherren nach § 2 des Bundesbeamtengesetzes.

(3) Absatz 2 Satz 2 gilt fur die bei der Deutschen Post AG, der DB Privat- und
Firmenkundenbank AG und der Deutschen Telekom AG beschaftigten Beamten mit der
MaRgabe, dass der Bund den Aktiengesellschaften die Bezlige der Beamten fir die Dauer der
Wehriibung zu erstatten hat. Der Antrag ist innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung des
Wehrdienstes bei der vom Bundesministerium der Verteidigung bestimmten Stelle zu stellen.

(4) Der Beamte hat den Einberufungsbescheid unverziglich seinem Dienstvorgesetzten
vorzulegen.

(5) Dienstverhaltnisse auf Zeit werden durch Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu einer
Wehribung nicht verlangert.

(6) Der Beamte darf aus Anlass der Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu einer
Wehrubung nicht entlassen werden.

(7) Dem Beamten durfen aus der Abwesenheit, die durch den Wehrdienst veranlasst war, keine
dienstlichen Nachteile entstehen.

(8) Vorbereitungsdienst und Probezeiten werden um die Zeit des Grundwehrdienstes verlangert.
Der Vorbereitungsdienst wird um die Zeit der Wehribungen verlangert, die sechs Wochen im
Kalenderjahr Uberschreitet. Die Verzdgerungen, die sich daraus flir den Beginn des
Besoldungsdienstalters oder, bei Beamten und Richtern des Bundes, fur den Beginn der
Erfahrungszeit, sind auszugleichen. Auch die sich daraus ergebenden beruflichen
Verzdgerungen sind angemessen auszugleichen.

(9) § 4 Abs. 1, 2, 4 und 5 gilt fir Beamte entsprechend.

(10) Die Einstellung als Beamter darf wegen der Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu
einer Wehrlbung nicht verzégert werden. Wird ein Soldat wahrend des Grundwehrdienstes oder
einer Wehrlibung eingestellt, so sind die Absatze 1, 2 und 4 bis 9 entsprechend anzuwenden.

(11) Die Absatze 1, 2 und 4 bis 10 gelten fur Richter entsprechend.

§ 10 Freiwillige Wehriibungen

Wird der Wehrpflichtige zu einer Wehriibung auf Grund freiwilliger Verpflichtung (§ 4 Abs. 3 Satz
1 und 2 des Wehrpflichtgesetzes) einberufen, so gelten die §§ 1 bis 4 und 6 bis 9 nur, soweit
diese Wehribung allein oder zusammen mit anderen freiwilligen Wehribungen im Kalenderjahr
nicht Ianger als sechs Wochen dauert.

§11
(weggefallen)

§ 11a Bevorzugte Einstellung in den 6ffentlichen Dienst
(1) Bewirbt sich ein Soldat oder entlassener Soldat bis zum Ablauf von sechs Monaten nach
Beendigung des Grundwehrdienstes um Einstellung in den o&ffentlichen Dienst, so hat er



Vorrang vor gesetzlich nicht bevorrechtigten Bewerbern gleicher Eignung. Das Gleiche gilt fir
Wehrpflichtige, die im Anschluss an den Grundwehrdienst eine flr den kinftigen Beruf im
offentlichen Dienst vorgeschriebene, Uber die allgemeinbildende Schulbildung hinausgehende
Ausbildung ohne unzulassige Uberschreitung der Regelzeit durchlaufen, wenn sie sich innerhalb
von sechs Monaten nach Abschluss dieser Ausbildung um Einstellung bewerben.

(2) Haben sich die Anforderungen an die fachliche Eignung fur die Einstellung in den
offentlichen Dienst fir Wehrpflichtige im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 wahrend der
wehrdienstbedingten Verzégerung ihrer Bewerbung um Einstellung erhdht, so ist der Grad ihrer
fachlichen Eignung nach den Anforderungen zu prifen, die zu einem Zeitpunkt bestanden
haben, zu dem sie sich ohne den Grundwehrdienst hatten bewerben kénnen. Fihrt die Prifung
zu dem Ergebnis, dass ein Wehrpflichtiger ohne diese Verzégerung eingestellt worden ware,
kann er vor Bewerbern ohne Grundwehrdienst eingestellt werden. Die Zahl der Stellen, die
Wehrpflichtigen in einem Einstellungstermin vorbehalten werden kann, bestimmt sich nach dem
zahlenmaligen Verhaltnis der Bewerber mit wehrdienstbedingter Verzégerung zu denjenigen,
bei denen eine solche nicht vorliegt; Bruchteile von Stellen sind zugunsten der Wehrpflichtigen
aufzurunden.

§ 12 Anrechnung der Wehrdienstzeit und der Zeit einer Berufsforderung bei Einstellung
entlassener Soldaten

(1) Wird ein entlassener Soldat im Anschluss an den Grundwehrdienst oder an eine Wehribung
als Arbeitnehmer eingestellt, gilt § 6, nachdem er sechs Monate lang dem Betrieb oder der
Verwaltung angehort. Das Gleiche gilt fur Wehrpflichtige, die im Anschluss an den
Grundwehrdienst oder eine Wehribung eine fur den kinftigen Beruf als Arbeitnehmer
forderliche, Uber die allgemein bildende Schulbildung hinausgehende Ausbildung ohne
unzuldssige Uberschreitung der Regelzeit durchlaufen und im Anschluss daran als
Arbeithehmer eingestellt werden. In einer betrieblichen oder Uberbetrieblichen Altersversorgung
beschrankt sich eine Anrechnung nach Satz 1 auf die Berucksichtigung bei den
Unverfallbarkeitsfristen nach dem Betriebsrentengesetz. Ist dem Soldaten infolge einer
Wehrdienstbeschadigung nach Entlassung aus der Bundeswehr auf Grund des
Soldatenversorgungsgesetzes Berufsumschulung oder Berufsfortbildung gewahrt worden, so
wird auch die hierfiir erforderliche Zeit auf die Berufs- und Betriebszugehorigkeit oder als Dienst-
und Beschaftigungszeit angerechnet.

(2) Die Besoldungsgesetze regeln unter Berucksichtigung des § 9 Abs. 7 und 11 die
Anrechnung der Wehrdienstzeit auf das Besoldungsdienstalter flr entlassene Soldaten, die
nach dem Grundwehrdienst oder nach einer Wehriibung als Beamter oder Richter eingestellt
werden. Bei Einstellung als Beamter oder Richter des Bundes gilt Satz 1 mit der Mal3gabe, dass
an die Stelle des Besoldungsdienstalters die Erfahrungszeit tritt.

(3) Bewirbt sich ein Soldat oder entlassener Soldat bis zum Ablauf von sechs Monaten nach
Beendigung des Grundwehrdienstes oder einer Wehriibung um Einstellung als Beamter und
wird er in den Vorbereitungsdienst eingestellt, so gelten Absatz 2 und § 9 Abs. 8 Satz 4
entsprechend.

(4) Absatz 3 qilt entsprechend fir einen Arbeitnehmer, dessen Ausbildung fir ein spateres
Beamtenverhaltnis durch eine festgesetzte mehrjahrige Tatigkeit im Arbeitsverhaltnis an Stelle
des sonst vorgeschriebenen Vorbereitungsdienstes durchgefuhrt wird.



§ 13 Anrechnung des Wehrdienstes im spateren Berufsleben

(1) Die Zeit des Grundwehrdienstes und der Wehribungen wird auf die bei der Zulassung zu
weiterfuhrenden Prifungen im Beruf nachzuweisende Zeit einer mehrjahrigen Tatigkeit nach der
Lehrabschlussprifung angerechnet, soweit eine Zeit von einem Jahr nicht unterschritten wird.

(2) Beginnt ein entlassener Soldat im Anschluss an den Grundwehrdienst oder eine Wehribung
eine fur den kunftigen Beruf als Beamter oder Richter tber die allgemein bildende Schulbildung
hinausgehende vorgeschriebene Ausbildung (Hochschul-, Fachhochschul-, Fachschul- oder
andere berufliche Ausbildung) oder wird diese durch den Grundwehrdienst oder durch
Wehrlbungen unterbrochen, so gelten fir Beamte § 9 Abs. 8 Satz 4 und § 12 Abs. 2, fir Richter
§ 9 Abs. 11 und § 12 Abs. 2 entsprechend, wenn er sich bis zum Ablauf von sechs Monaten
nach Abschluss der Ausbildung um Einstellung als Beamter oder Richter bewirbt und auf Grund
dieser Bewerbung eingestellt wird.

(3) Fur einen Arbeitnehmer, dessen Ausbildung fir ein spateres Beamtenverhaltnis durch eine
festgesetzte mehrjahrige Téatigkeit im Arbeitsverhaltnis an Stelle des sonst vorgeschriebenen
Vorbereitungsdienstes durchgefuhrt wird, gelten § 9 Abs. 8 Satz 4 und § 12 Abs. 2
entsprechend.

Abschnitt 2
Meldung

§ 14 Weiterzahlung des Arbeitsentgelts

(1) Wird ein Arbeitnehmer nach MalRgabe des Wehrpflichtgesetzes von den Karrierecentern der
Bundeswehr aufgefordert, sich persdnlich zu melden oder vorzustellen, so hat der Arbeitgeber
fur die ausfallende Arbeitszeit das Arbeitsentgelt weiterzuzahlen.

(2) Der Arbeitnehmer hat die Ladung unverzuglich seinem Arbeitgeber vorzulegen.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fiir den Arbeitnehmer, der zu Dienstleistungen
nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes herangezogen werden soll.

Abschnitt 3
Alters- und Hinterbliebenenversorgung

§ 14a Zusatzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung fiir Arbeitnehmer

(1) Eine bestehende Versicherung in der zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung flr
Arbeitnehmer im 6ffentlichen Dienst wird durch Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu einer
Wehribung nicht berthrt.

(2) Der Arbeitgeber hat wahrend des Wehrdienstes die Beitrage (Arbeitgeber- und
Arbeitnehmeranteil) weiter zu entrichten, und zwar in der Héhe, in der sie zu entrichten gewesen
waren, wenn das Arbeitsverhaltnis aus Anlass der Einberufung des Arbeitnehmers nicht ruhen
wlrde. Nach Ende des Wehrdienstes meldet der Arbeitgeber die auf die Zeit des Wehrdienstes
entfallenden Beitrage beim Bundesministerium der Verteidigung oder der von ihm bestimmten
Stelle zur Erstattung an. Satz 2 gilt nicht im Falle des § 1 Abs. 2. Veranderungen in der
Beitragshohe, die nach dem Wehrdienst eintreten, bleiben unberiicksichtigt.



(3) Fur Arbeitnehmer, die einer Pensionskasse angehéren oder als Leistungsempfanger einer
anderen Einrichtung oder Form der betrieblichen oder Uberbetrieblichen Alters- und
Hinterbliebenenversorgung in Betracht kommen, gelten die Absatze 1 und 2 Satz 1, 2 und 4
sinngemalf’. Betriebliche oder Uberbetriebliche Alters- und Hinterbliebenenversorgungen sind
Versicherungen in Einrichtungen nach dem Betriebsrentengesetz, freiwillige Versicherungen in
einem Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung und Versicherungen in &ffentlich-rechtlichen
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen einer Berufsgruppe.

(4) Einem Arbeitnehmer, der aus seinem Arbeitseinkommen freiwillig Beitrdge zur gesetzlichen
Rentenversicherung oder zu einer sonstigen Alters- und Hinterbliebenenversorgung leistet,
werden diese auf Antrag fur die Zeit des Wehrdienstes in Héhe des Betrages erstattet, der flr
die letzten zwdlf Monate vor Beginn des Wehrdienstes durchschnittlich entrichtet worden ist,
wenn die den Aufwendungen zu Grunde liegende Versicherung bei Beginn des Wehrdienstes
mindestens zwolf Monate besteht und der Arbeitgeber nach den Absatzen 1 bis 3 nicht zur
Weiterentrichtung verpflichtet ist; Einklinfte aus geringfligiger Beschaftigung im Sinne des § 8
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bleiben aufier Betracht. Die Leistungen nach diesem
Absatz durfen, wenn Beitrage des Bundes zur gesetzlichen Rentenversicherung fur die Zeit des
Wehrdienstes entrichtet werden, 40 vom Hundert des Hdchstbeitrages, der fir die freiwillige
Versicherung in der allgemeinen Rentenversicherung entrichtet werden kann, ansonsten den
Hochstbeitrag nicht Gbersteigen. Die Satze 1 und 2 gelten nicht bei Zahlung des Arbeitsentgelts
nach § 1 Abs. 2, bei Anspruch auf Leistungen nach den §§ 5 bis 8 des
Unterhaltssicherungsgesetzes oder fir Elternzeit.

(5) (weggefallen)

(6) (weggefallen)

§ 14b Alters- und Hinterbliebenenversorgung in besonderen Fillen

(1) Einem Wehrpflichtigen, der am Tage vor Beginn des Wehrdienstverhaltnisses (§ 2 des
Soldatengesetzes) auf Grund einer durch Gesetz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden
Verpflichtung Mitglied einer oOffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung
seiner Berufsgruppe ist und von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung befreit ist oder vor der Wehrdienstleistung in einem Zweig der gesetzlichen
Rentenversicherung freiwillig versichert war, werden die Beitrdge zu dieser Einrichtung auf
Antrag in der Hdhe erstattet, in der sie nach der Satzung oder den Versicherungsbedingungen
fur die Zeit des Wehrdienstes zu zahlen sind. Die Leistungen dirfen den Betrag nicht
Ubersteigen, den der Bund fiur die Zeit des Wehrdienstes in der gesetzlichen
Rentenversicherung zu entrichten hatte, wenn der Wehrpflichtige nicht wvon der
Versicherungspflicht befreit worden ware. Die Satze 1 und 2 gelten nicht bei Zahlung des
Arbeitsentgelts nach § 1 Abs. 2, der Bezlige nach § 9 Abs. 2, bei Anspruch auf Leistungen nach
§ 6 Absatz 1 und nach § 7 des Unterhaltssicherungsgesetzes oder fur Elternzeit.

(2) Einem Wehrpflichtigen, der nach § 14a nicht anspruchsberechtigt ist und Beitrage zur
gesetzlichen Rentenversicherung oder zu einer sonstigen Alters- und
Hinterbliebenenversorgung leistet, werden die Beitrage auf Antrag fur die Zeit des Wehrdienstes
erstattet. Beitrage, die freiwillig zur gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet werden, soweit
sie die Beitrage des Bundes zur gesetzlichen Rentenversicherung fir die Zeit des Wehrdienstes
Ubersteigen, und Beitrdge zu einer sonstigen Alters- und Hinterbliebenenversorgung, die
freiwillig entrichtet werden, werden nur in Hohe des Betrages erstattet, der fir die letzten zwolf
Monate vor Beginn des Wehrdienstes durchschnittlich entrichtet worden ist, wenn die den
Aufwendungen zugrundeliegende Versicherung bei Beginn des Wehrdienstes mindestens zwolf



Monate besteht. Diese Beitrage missen aus eigenen Einklnften aus Land- und Forstwirtschaft,
Gewerbebetrieb, selbstandiger Arbeit, nichtselbstandiger Arbeit oder Lohnersatzleistungen
geleistet worden sein; Einklinfte aus geringflugiger Beschaftigung im Sinne des § 8 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch bleiben auer Betracht. Sind Zuschiisse zum Beitrag nach § 32 des
Gesetzes uber die Alterssicherung der Landwirte gewahrt worden, ist mit den fiir den gleichen
Zeitraum gezahlten Zuschlissen gegen den Erstattungsanspruch aufzurechnen. Die Satze 1 bis
4 gelten nicht bei Zahlung des Arbeitsentgelts nach § 1 Abs. 2, der Bezlige nach § 9 Abs. 2, bei
Anspruch auf Leistungen nach den §§ 6 bis 9 des Unterhaltssicherungsgesetzes oder fir
Elternzeit.

(3) Die Leistungen nach Absatz 2 durfen, wenn Beitrdge des Bundes zur gesetzlichen
Rentenversicherung fur die Zeit des Wehrdienstes entrichtet oder Beitrage nach Absatz 1
erstattet werden, 40 vom Hundert des Hochstbeitrages, der fur die freiwillige Versicherung in der
allgemeinen Rentenversicherung entrichtet werden kann, ansonsten den Hdchstbeitrag nicht
Ubersteigen.

(4) (weggefallen)

(5) (weggefallen)

§ 14c Verfahren

(1) Ist seit der Beendigung des Wehrdienstes ein Jahr verstrichen, konnen Beitrage nicht mehr
nach § 14a Absatz 2 Satz 2 angemeldet und kénnen Antrage nach § 14b Absatz 1 und 2 nicht
mehr gestellt werden. Uber die Erstattungsantrdge entscheidet das Bundesamt fiir das
Personalmanagement der Bundeswehr. Leistungen nach den §§14a und 14b werden an die
Einrichtung der Alters- und Hinterbliebenenversorgung ausgezahit.

(2) Der Wehrpflichtige hat die Unterlagen zur Begrindung des Erstattungsantrags drei Jahre
aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Datum der Entscheidung Uber den
Erstattungsantrag.

Abschnitt 4
Schlussvorschriften

§ 15 Begriffsbestimmungen
(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer
Berufsausbildung Beschaftigten.

(2) Offentlicher Dienst im Sinne dieses Gesetzes ist die Tatigkeit im Dienst des Bundes, eines
Landes, einer Gemeinde (eines Gemeindeverbandes) oder anderer Koérperschaften, Anstalten
und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts oder der Verbande von solchen; ausgenommen ist die
Tatigkeit bei 6ffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder ihren Verbanden.

§ 16 Sonstige Geltung des Gesetzes
(1) Dieses Gesetz gilt auch im Falle des unbefristeten Wehrdienstes im Spannungs- oder
Verteidigungsfall mit der MalRgabe, dass die Vorschriften iber Wehriibungen anzuwenden sind.



(2) Dieses Gesetz gilt auch im Falle des sich an den Grundwehrdienst anschlieRenden
freiwilligen zusatzlichen Wehrdienstes (§ 6b des Wehrpflichtgesetzes) mit der Maligabe, dass
die Vorschriften Uber den Grundwehrdienst anzuwenden sind.

(3) Dieses Gesetz qilt auch im Falle des freiwiligen Wehrdienstes in besonderer
Auslandsverwendung (§ 6a des Wehrpflichtgesetzes) mit der MalRgabe, dass die Vorschriften
uber Wehribungen entsprechend anzuwenden sind. § 10 findet keine Anwendung.

(4) Dieses Gesetz ist ferner anzuwenden auf Arbeits- und Dienstverhaltnisse von Personen, die
zu Dienstleistungen nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes herangezogen werden,
mit der Maldgabe, dass die Vorschriften Gber Wehribungen entsprechend anzuwenden sind. §
10 ist nur bei Ubungen (§ 61 des Soldatengesetzes) und Wehrdienst zur temporaren
Verbesserung der personellen Einsatzbereitschaft (§ 63b des Soldatengesetzes) anzuwenden.

(5) Dieses Gesetz gilt auch im Falle der Hilfeleistung im Innern (§ 6¢ des Wehrpflichtgesetzes)
und der Hilfeleistung im Ausland (§ 6d des Wehrpflichtgesetzes) mit der MalRgabe, dass die
Vorschriften Uber Wehribungen entsprechend anzuwenden sind. Absatz 3 Satz 2 gilt
entsprechend.

(6) § 1 Abs. 1, 3 und 4 und die §§ 2 bis 8 dieses Gesetzes gelten auch fur in Deutschland
beschaftigte Auslander, wenn diese in ihrem Heimatstaat zur Erflllung ihrer dort bestehenden
Wehrpflicht zum Wehrdienst herangezogen werden. Dies gilt nur far Auslander, die
Staatsangehorige der Vertragsparteien der Europaischen Sozialcharta vom 18. Oktober 1961
(BGBI. 1964 Il S. 1262) sind und die ihren rechtmaigen Aufenthalt in Deutschland haben.

(7) Dieses Gesetz gilt auch im Falle des freiwiligen Wehrdienstes nach § 58b des
Soldatengesetzes mit der MalRgabe, dass die Vorschriften Uber den Grundwehrdienst
anzuwenden sind.

§ 16a Wehrdienst als Soldat auf Zeit

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Falle des Wehrdienstes als Soldat auf Zeit

1. flr die zunachst auf sechs Monate festgesetzte Dienstzeit,

2. fur die endguiltig auf insgesamt nicht mehr als zwei Jahre festgesetzte Dienstzeit

mit der Mal3gabe, dass die fur den Grundwehrdienst der Wehrpflichtigen geltenden Vorschriften
anzuwenden sind, ausgenommen § 9 Abs. 8 Satz 3, §§ 14a und § 14b.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 sind § 125 Abs. 1 Satz 1 des
Beamtenrechtsrahmengesetzes oder § 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des
Bundesbeamtengesetzes und § 22 Abs. 2 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes nicht
anzuwenden.

(3) (weggefallen)

(4) Wird die Dienstzeit auf insgesamt mehr als zwei Jahre festgesetzt, so ist der Arbeitgeber
durch die zustandige Dienststelle der Streitkrafte unverziglich zu benachrichtigen. Das Gleiche
gilt, wenn ein Wehrpflichtiger wahrend des Grundwehrdienstes zum Soldaten auf Zeit ernannt
wird.

(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten entsprechend im Falle einer Verlangerung der Dienstzeit nach
Absatz 1 aus zwingenden Grlinden der Verteidigung (§ 54 Abs. 3 des Soldatengesetzes).



§ 17 Ubergangsvorschrift

(1) Fiar Anspruchsberechtigte, die vor dem 1. Januar 1990 als Soldat eingestellt worden sind,
bleiben die Vorschriften des § 14a Abs. 4, des § 14b Abs. 1 und 2 sowie des § 16a Abs. 1 in der
bis dahin geltenden Fassung maflgebend.

(2) Auf Bundesbeamte, denen mit der Begrindung eines Beamtenverhaltnisses auf Probe nicht
gleichzeitig ein Amt verliehen wird, sind § 9 Abs. 8 Satz 4 bis 6, § 12 Abs. 3 und § 13 Abs. 2 und
3 in der bis zum 11. Februar 2009 geltenden Fassung anzuwenden.

(3) Bis zum Inkrafttreten von Vorschriften, die der Vorgabe des § 9 Abs. 8 Satz 4 Rechnung
tragen, im jeweiligen Dienstrecht sind § 9 Abs. 8 Satz 4 bis 6 und Abs. 11, § 12 Abs. 3 und § 13
Abs. 2 und 3 in der bis zum 31. Marz 2009 geltenden Fassung anzuwenden.



	Abschnitt 1 Grundwehrdienst und Wehrübungen
	§ 1 Ruhen des Arbeitsverhältnisses
	§ 2 Kündigungsschutz für Arbeitnehmer, Weiterbeschäftigung nach der Berufsausbildung
	§ 3 Wohnraum und Sachbezüge
	§ 4 Erholungsurlaub
	§ 5 Benachteiligungsverbot
	§ 6 Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses
	§ 7 Vorschriften für in Heimarbeit Beschäftigte
	§ 8 Vorschriften für Handelsvertreter
	§ 9 Vorschriften für Beamte und Richter
	§ 10 Freiwillige Wehrübungen
	§ 11
	§ 11a Bevorzugte Einstellung in den öffentlichen Dienst
	§ 12 Anrechnung der Wehrdienstzeit und der Zeit einer Berufsförderung bei Einstellung entlassener Soldaten
	§ 13 Anrechnung des Wehrdienstes im späteren Berufsleben

	Abschnitt 2 Meldung
	§ 14 Weiterzahlung des Arbeitsentgelts

	Abschnitt 3 Alters- und Hinterbliebenenversorgung
	§ 14a Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung für Arbeitnehmer
	§ 14b Alters- und Hinterbliebenenversorgung in besonderen Fällen
	§ 14c Verfahren

	Abschnitt 4 Schlussvorschriften
	§ 15 Begriffsbestimmungen
	§ 16 Sonstige Geltung des Gesetzes
	§ 16a Wehrdienst als Soldat auf Zeit
	§ 17 Übergangsvorschrift


